
J U N G E  F R E I H E I T
Nr. 14 /21 | 2. April 2021

ALBRECHT ROTHACHER

Seit 120 Jahren verkauft die Stutt-
garter Firma Daimler ihre Autos 
als „Mercedes“. Vor 95 Jahren 

erfolgte der Zusammenschluß mit 
der Mannheimer Konkurrenz zur 
Daimler-Benz AG. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg gelang der 
Aufstieg zum Weltkonzern. 
Selbst die Geldverbren-
nung „DaimlerChrys-
ler AG“ (1998–2007) 
kratzte kaum am Image. 
Das könnte nach der An-
kündigung, künftig bei der 
Entwicklung von Verbren-
nungsmotoren mit Geely 
zusammenzuarbeiten, anders 
werden.

Denn der chinesische 
Konzern strebt nach 
Höherem: 2010 wurde 
Volvo von Ford über-
nommen. Und mit 9,7 Prozent ist Geely 
größter Einzelaktionär der Daimler AG 
– vor der Kuwait Investment Authority 
(6,8 Prozent) und Beijing Automotive 
Group (BAIC/fünf Prozent). Der bis-
herige Kooperationspartner Renault hat 
hingegen im März seine Daimler-Aktien 
für 1,1 Milliarden Euro abgestoßen. Und 
wer nach der geplanten Abspaltung bei 
Daimler Truck die Führung übernimmt, 
ist offen.

Mit Subventionen und im 
Parteiauftrag an die Spitze

Eine andere „Chinesische Errungen-
schaft“ – so die Übersetzung von Huawei 
– stößt auf mehr politisches Interesse. 
Während Geely mit dem Nachbau von 
japanischen Daihatsu-Autos begann, 
setzte Huawei-Gründer Ren Zhengfei 
auf Telekommunikation. 1994 entschied 
KP-Chef Jiang Zemin, daß Huawei 
Technologieführer bei Mikrochips wer-
den solle. Der Zugang der ausländischen 
Konkurrenz zum chinesischen Markt 
wurde gesperrt. Huawei erhielt Subven-
tionen zum Bau von Forschungszentren 
und eine Exportkreditlinie über 30 Mil-
liarden Dollar durch die staatliche China 
Development Bank (CDB).

So wurde Huawei zum Hofliefe-
ranten für Vodafone oder die British 
Telecom und Arbeitgeber von 194.000 
Beschäftigten. Der Umsatz stieg inner-
halb von zehn Jahren von 21 auf 123 

Milliarden Dollar. Allerdings versetzten 
Donald Trump und der US-Kongreß 
dem Aufstieg einen Dämpfer: Der Na-
tional Defense Authorization Act for 
Fiscal Year 2019 verbannte Huawei 
und den chinesischen ZTE-Konzern 
vom amerikanischem Markt. Huawei 
war im vierten Quartal 2020 mit 32,3 
Millionen verkauften Geräten nur noch 
fünftgrößter Smartphone-Hersteller der 
Welt – hinter Apple (90,1 Millionen 
Stück/Weltmarktanteil: 23,4 Prozent), 
Samsung (73,9 Millionen/19,1 Prozent) 
und den chinesischen Firmen Xiaomi 
(43,3 Millionen/11,2 Prozent) und 
Oppo (33,8 Millionen/8,8 Prozent).

Doch als Telekom-Ausstatter und 
Netzwerkbetreiber ist Huawei global – 
vor Ericsson (Schweden) – weiter die 
Nummer eins. Und wem gehört Hua-
wei? Gründer Ren besitzt angeblich nur 
ein Prozent der Aktien. Mit Vermögen 
von etwa 1,4 Milliarden Dollar schafft er 
es nicht auf den „Bloomberg Billionaires 
Index“. Der chinesische Getränkemo-
gul Zhong Shanshan (Nongfu Spring) 
ist dort mit 62,3 Milliarden Dollar auf 
Rang 14 gelistet, gefolgt von Ma Hu-
ateng (Tencent) mit 61,5 Milliarden 
Dollar.

99 Prozent von Huawei gehören 
formal der chinesischen Belegschaft – 
nicht aber den ausländischen Beschäf-
tigten. Dieser Besitz aber wird von der 

Betriebsgewerkschaft verwaltet. Die wird 
als „Transmissionsriemen“ von der KP 
kontrolliert, und als Mehrheitsaktionär 
bestimmt sie die Firmenpolitik. Und der 
Compliance-Vorstand ist zugleich auch 
der Chef der Parteizelle bei Huawei. In 
puncto Regeltreue kann also in diesem 
„Staatsparteibetrieb“ nichts schiefgehen.

Das chinesische Sicherheitsgesetz von 
2017 verpflichtet alle Bürger zur Zu-
sammenarbeit mit den Behörden. Hua-
wei-Technologie hilft dem autoritären 
Überwachungsstaat, die Gesichtszüge  
nationaler Minderheiten (Uiguren, Ti-
beter, Mongolen), die sich von jenen der 
Han-Chinesen deutlich unterscheiden, 
schnell zu erkennen und ihre Bewegun-
gen zu verfolgen. US-Dienste vermuten, 
daß Huawei auch hinter den Cyber-At-
tacken stecken könnte, die ausländische 
Firmengeheimnisse abschöpfen.

US-Exportkontrollen 
verlängert und verschärft

Wer wie Huawei Netzwerke instal-
liert und wartet, ist gut plaziert, um den 
Datenabfluß diskret zu organisieren und 
gezielt „Malware“ zu installieren – also 
Corona im Netz, wiederum „Made in 
China“. Kein Wunder also, daß „Spy-
wei“ (Donald Trump) ins Fadenkreuz 
der Amerikaner geriet. US-Firmen dür-
fen nur noch mit einer staatlichen Li-
zenz mit Huawei Geschäfte machen. Die 
meisten verzichten freiwillig, wie etwa 
Google, das neuen Huawei-Smartpho-
nes keinen Zugang zu seinem Android-
System mehr erlaubt. Intel wurde wie 
allen anderen US-Halbleiterherstellern 
die Belieferung von Huawei verboten.

2018 wurde Huawei-Managerin 
Meng Wanzhou, Tochter von Firmen-
gründer Ren, in Vancouver wegen eines 
US-Haftbefehls festgenommen. Der 
Vorwurf: Bruch der US-Sanktionen 
gegen den Iran und Nordkorea durch 
die Lieferung von US-Technologien. In-
zwischen in lockerem Hausarrest in Ka-
nada, versucht sie weiter, ihre mögliche 
Auslieferung in die USA zu verhindern, 
während Peking aus Rache ein halbes 
Dutzend Kanadier einsperrte. Obwohl 
China Vergeltung gegen alle Länder an-

drohte, die Huawei „diskriminieren“, 
schlossen sich Kanada, Indien und Au-
stralien dem 5G-Bann der USA an. Die 
Briten beschlossen, bis 2027 Huawei-
Technik aus ihrem Netz zu eliminieren.

Die EU-Länder sind bezüglich des im 
Aufbau befindlichen Mobilfunknetzes 
der neuesten Generation (5G) uneins. 
Das 4G-Netz (LTE) hatte die Hälfte der 
Mitgliedstaaten noch kräftig mit Hua-
wei-Gerät bestückt, der EU-Marktanteil 
beläuft sich auf 35 bis 40 Prozent. Das 
treibt Betreibern wie der Deutschen Te-
lekom, Vodafone oder Orange (Frank-
reich) die Schweißperlen ins Gesicht: 
Angesichts des US-Embargos fehlt es 
an Nachschub und Ersatzteilen für ihre 
überall verbaute Huawei-Technik.

Trumps Außenminister Mike Pom-
peo überzeugte zumindest Polen, die 
Tschechei, die Slowakei, Rumänien, 
Lettland, Estland, Dänemark, Schweden 
und Belgien vom „5G-Ban“. Ungarn, Ir-
land, Spanien und Österreich (Magenta) 
setzen weiter voll auf Huawei. Frank-
reich hofft auf europäische Lieferanten 
wie Nokia und Ericsson. Deutschland 
zeigt sich hingegen unentschlossen: Die 
China-Freundin Angela Merkel ist pro 
Huawei, einige Grüne und die Atlanti-
ker in der CDU-Fraktion wie Norbert 
Röttgen geben öffentlich Kontra.

Die EU-Kommission will im euro-
päischen 5G-Netz Huawei „begrenzen“, 
aber nicht ausschließen. Die Mitglieds-
staaten sollten Hochrisiko-Lieferanten 
(sprich: Huawei und ZTE) nicht in 
sensible Kernbereiche lassen. Von einer 
EU-Industriepolitik, die den eigenen 
Hochtechnologiesektor fördert, war 
keine Rede. Peking war zufrieden, die 
Amerikaner gaben sich enttäuscht. Doch 
wer glaubte, das Huawei-Problem habe 
sich mit Trump verflüchtigt, sieht sich 
getäuscht. Joe Bidens Administration hat 
die Exportkontrollen bezüglich Huawei 
verlängert und verschärft. Die Geely-
Ambitionen interessieren Washington 
nicht. Daher dürfte es kein Problem 
werden, bei Daimler mehr mitzureden.

Es sollte schnell gehen: Mit Zwei-
drittelmehrheit stimmte der 

Bundestag und dann der Bundesrat 
zu. Doch am Freitag untersagte das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
Frank-Walter Steinmeier, das Eigen-
mittelbeschluß-Ratifizierungsgesetz 
(ERatG) zu unterschreiben. Worum 
geht es? „Freigeld für alle, der Deut-
sche zahlt“, meinte AfD-Chef Jörg 
Meuthen. Oder sachlicher formuliert: 
Dem Bundestag reichten 51 Minu-
ten, um die Umwandlung einer auf 
der Souveränität der 27 Mitglied-
staaten gründenden EU 
in eine mit bundesstaat-
lichen Kompetenzen aus-
gestattete Transferunion 
abzusegnen. Das ERatG 
soll den kreditfinanzier-
ten Corona-Wiederauf-
baufonds in deutsches 
Recht überführen.

Ein Sonderhaushalt 
(Next Generation EU/
NGEU; JF 47/20) von 
real etwa 824 Milliarden 
Euro soll die Corona-Fol-
gen abfedern. Vollständig 
über EU-Kredite finan-
ziert ist deren Rückzah-
lung von 2028 bis 2058 
vorgesehen. An die EU-
Staaten sollen 396 Milli-
arden Euro als nationale Kredite und 
428 Milliarden Euro als Zuschüsse 
vergeben werden. Eine Nettozahlung 
Deutschlands von 52,3 Milliarden 
Euro ist Fakt. Dies verstößt gegen 
drei Grundregeln der EU-Verträge:

(a) Die EU darf keine kreditfinan-
zierten Zuschüsse vergeben (Art. 310 
Abs. 1 AEUV), sondern kann nur auf 
Eigenmittel zurückgreifen (Art. 311 
Abs. 2 AEUV).

(b) Die EU hat bislang keine Kom-
petenz zur Steuererhebung. Ihr Haus-

halt beruht auf Zuführungen der 
Mitgliedstaaten – auch das Deutsche 
Reich war lange ein Kostgänger seiner 
Einzelstaaten. Nun sind „innovative 
Eigenmittel“ wie eine Plastikabgabe 
und eine Finanztransaktionssteuer ge-
plant – das Besitzsteuergesetz und der 
Wehrbeitrag von 1913 lassen grüßen.

(c) Das EU-Recht und das Grund-
gesetz verbieten eine Gemeinschafts-
haftung für Kredite („Eurobonds“), 
zumindest in Höhe eines nicht mehr 
überschaubaren Umfanges. Das 
ERatG ermöglicht den Rückgriff auf 

ein deutsches Haftungs-
potential von über einer 
Billion Euro. Damit ist die 
gesamte Kredithöhe abge-
deckt – und Platz für zu-
künftige Verschuldungen. 
Entsprechend formulierte 
Außenamtsstaatsminister 
Michael Roth (SPD), der 
Fonds sei ein „notwendi-
ger und längst überfälli-
ger“ Schritt auf dem Weg 
in die Fiskalunion.

Das „Bündnis Bürger-
wille“ um Bernd Lucke 
(Uni Hamburg) und 
Hans-Detlef Horn (Uni 
Marburg) hat zusammen 
mit etwa 2.200 Unter-
stützern eine Bürgerklage 

beim BVerfG eingereicht, auch die 
AfD hat eine Beschwerde eingelegt. 
In einem Eilverfahren müssen die 
Karlsruher Richter nun klären, ob die 
Zweifel angebracht sind. Das würde 
den Wiederaufbaufonds zumindest 
verzögern, denn diesem müssen alle 
27 EU-Mitgliedstaaten zustimmen.

Bundesverfassungsgericht stoppt Corona-Wiederaufbaufonds

Gefährliche Kredite

Die deutsche Energiewende ist ein 
Horrorfilm ohne Happy-End, 

aber mit jeder Menge Volten. Nach 
21 Jahren Subventionsgrab Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) und 
zehn Jahren beschleunigtem Atom-
ausstieg versucht der politische Rest-
verstand nun, drohende Probleme der 
Versorgungslücken nach Wetterlage 
zu lösen. Wirtschaftsminister Peter 
Altmaier arbeitet an der gesetzlichen 
Umsetzung eines Gutachtens im Auf-
trag der Kraftwerksbetreiber, die alte 
Kohlemeiler bei der Abschaltauktion 
nicht losgeworden sind.

Die Berliner Enervis Energy Advi-
sors GmbH empfiehlt die Umstellung 
der verbleibenden Kohlekraftwerke 
auf „klimaneutrale“ Biomasse in 
Form von Kleinholz. Das Versprechen 
des CDU-Ministeriums, die geplan-
te Subventionierung der Umrüstung 
würde weder den Strompreis erhöhen 
noch Steuergelder verschwenden, ist 
abenteuerlich. Obwohl unklar ist, wie 
der Holzbedarf in Deutschland ge-
deckt werden soll, wird ein Subventi-
onsvolumen von einer Milliarde Euro 

für die Umrüstungen veranschlagt. 
Das sind wohl Peanuts, denn die 
„Energiewende könnte bis zu einer 
Billion Euro kosten“, verriet Altmaier 
schon vor acht Jahren in der FAZ.

Doch die Umrüstungen rechnen 
sich nicht, daher soll den Betreibern 
ein kostendeckender Abnahmepreis in 
einem Differenzpreismodell staatlich 
garantiert werden. Der Holz-Strom 
wird an der Börse verkauft, der Steu-
erbürger zahlt oder der Fiskus kassiert 
die Differenz zwischen Börsen- und 
Subventionspreis. Bereits jetzt zeich-
net sich ein langfristiger Garantiepreis 
ab, den der reale Strompreis besser 
nie erreicht. Trotz des sich abzeich-
nenden neuen Systemfehlers werden 
die Pläne zur heimlichen Korrektur 
der Kraftwerksabschaltungen in der 
Bundesregierung und bei den Kraft-
werksbetreibern begrüßt. In einem 
Land, in dem die Abholzung jedes 
Waldstücks – außer für Teslas Giga-
factory – regelmäßig Polizeieinsätze 
verlangt, delegieren Angela Merkel, 
Altmaier & Co. die Probleme auf das 
nächste Bundeskabinett.

Biomasse soll deutsche Kohlekraftwerke „klimaneutral“ machen

Altmaiers Kleinholz
Von Marc Schmidt

Pekinger Transmissionsriemen
Wirtschaftspolitik: Einige Dämpfer für den Huawei-Konzern / Kann Mercedes wie Volvo „chinesisch“ werden?

VON 
DIRK MEYER

»In Karlsruhe 
steht die eigen-

mächtige EU-
Finanzierung 
auf dem Prüf-

stand.«
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Nach 110 Jahren Eigenständigkeit 
geriet die Behrens AG voriges Jahr in 
die Insolvenz. Ein deutscher Retter für 
den Ahrensburger Mittelständler, ein 
führender Hersteller von Nagelpisto-
len, fand sich nicht. Nun übernimmt 
der milliardenschwere Konzern Great 
Star Industrial aus Hangzhou diesen 
„Hidden Champion“ für nur 27,9 Mil-
lionen Euro. Die 450 Arbeitsplätze 
bleiben erhalten – zumindest vorerst. 
Insgesamt ist aber die Zahl der chinesi-
schen Beteiligungen und Übernahmen 
in Deutschland von 44 (2016) auf 23 
(2020) zurückgegangen. Doch nur bei 

25 bzw. sieben Fällen ist das Transak-
tionsvolumen bekannt. Es sank dem-
nach von elf Milliarden auf 700 Millio-
nen Euro. Das zeigt eine aktuelle Studie 
des Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW-Kurzbericht 18/21). Die 3,7 Milli-
arden Euro schwere Übernahme der 
Münchner Siltronic AG wird übrigens 
dabei nicht dazugezählt: Der Käufer 
GlobalWafers stammt allerdings aus 
Taiwan. Der Konkurent steigt so vom 
dritt- zum zweitgrößten Siliziumschei-
ben-Lieferanten der Welt auf. (fis)

Chinesische Übernahmeinitiativen

 iwkoeln.de/studien/iw-kurzberichte

 www.huawei.com/en
 www.zte.com.cn/global
 zgh.com/?lang=en

Prof. Dr. Dirk Meyer lehrt Ökonomie an 
der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg.

 buendnis-buergerwille.de/anmeldung-
interessentenliste
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Video-Präsentation von Huaweis „CloudEngine 16800“ in Peking; Huawei-Managerin Meng Wanz-
hou: Die EU-Kommission will den chinesischen Einfluß lediglich „begrenzen“, die USA verlangen mehr Härte
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